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Der wahrſcheinliche Ausgang der 
im Herrenhaus bevorſtehenden Verhandlung über die Vorlage, den 
Eintritt von Abgeordneten aus den neuen Provinzen in's Abgeord⸗ 
netenhaus betreffend, iſt in der Preſſe vielfältig diskutirt worden. 
In formeller Beziehung iſt von einigen Seiten auch der Zweifel 
ausgeſprochen worden, ob dieſe Vorlage überhaupt jetzt ſchon im 
Herrenhauſe hätte gemacht werden können und ſomit auch die Kom- 
miffton zur Verhandlung über dieſe Frage ſchon berechtigt ſei, weil 
ein definttiver Beſchluß des Abgeordnetenhauſes noch nicht vor⸗ 
liege, ſonden dieſer erſt nach der zweiten Beſchlußfaſſung perfelt 
werde. Dieſes formelle Bedenken findet ſeine Erledigung, indem 
das Abgeordnetenhaus ſchon am Sonnabend zur zweiten Beſchluß⸗ 
faſſung ſchreiten, das Herrenhaus aber erſt am Montag die Vor- 
lage zum erſten Mal behandeln wird. Die Kommiſſion des Her⸗ 
renhauſes wird, um alle Zweifel zu beſeitigen, nach der Beſchluß⸗ 
faſſung im Abgeordnetenhauſe Sonnabend Abend den Bericht noch ⸗ 
mals behandeln und hat die bisherige Verhandlung und Beſchluß⸗ 
faſſung darüber nur als eine vorbereitende betrachtet. Auch hat 
ſie die Vorlage vom Herrenhauſe bezüglich von der Regierung in 
der urſprünglichen Faſſung ohne die Amendements des Abgeord⸗ 
netenhauſes erhalten und letztere ebenfalls nur proviſoriſch bei der 
Verhandlung mit berückſichtigt. In materieller Beziehung wird 
weder von der Regierung, noch auch wohl von irgend einer ande⸗ 
ren Seite in Abrede geſtellt, daß prinzipiell analog dem Zuwachs 
des Abgeordnetenhauſes das Herrenhaus eine Verme hrung ſeiner 
Mitglieder durch Vertreter aus den neuen Provinzen zu beanjpru- 
chen habe und daß nur vom Standpunkt der Opportunität aus 
als eine Frage der Zeit die Vollziehung verzögert werden könne. 
Jedenfalls kann das Herrenhaus aber in dem Verſchleben der Be⸗ 
friedigung ſeiner Anſprüche keinen Grund finden, dies jetzt zur 
conditio sine qua non ber Zuſtimmung zur Vorlage zu machen 
und den neuen Provinzen deswegen ihr Recht auf Vertretung im 
Abgeordnetenhauſe vorzuenthalten; denn durch die Vermehrung der 
Mitglieder der zweiten Kammer wird ja der Einfluß des Herren- 
hauſes nicht vermindert, und bei Verſtärkung der Mitgliederzahl 
des Herrenhauſes iſt ja nicht das mathematiſche Verhältniß zur 
Einwohnerzahl, ſind überhaupt weſentlich andere Prinzipien maß⸗ 
gebend als im Abgeordnetenhauſe. Das Herrenhaus hat um ſo weniger 
Veranlaſſung, ſeine Zuſtimmung zur Vorlage als Drücker zur Wahrung 
feines analogen Rechtes zu benutzen, als ja verfaſſungsmäßig Sr. Maj. 
dem König das Recht zufteht, die Zahl ſeiner Mitglieder durch Be⸗ 
rufung zu erhöhen. Man zweifelt hier nicht, daß die Majorität 
des Herrenhauſes ſich der Erwägung dieſer Verhältniſſe nicht ver⸗ 
und die Vorlage Rückſicht 


der Kommiſſion auf die richtige formelle Behandlung de 

läßt die Abſicht eines Widerſtandes der Majorität nicht erwarten. 
— In Hannover werden noch immer außerhalb gedruckte Flug⸗ 
blätter verbreitet, durch welche die Vorgänge bei Langenſalza und 
die Kapitulationsverhandlungen in einer für den König Georg gün- 
ſtigeren, aber unwahren Weiſe dargeſtellt werden. Das Beſtreben 
nach falſcher Darſtellung iſt nur ein Zugeſtändniß der Mißbilligung 
des wirklichen Verhaltens König Georgs. 

Der „Staats-Anzeiger“ hat vor einiger Zeit einen authentiſchen 
Bericht darüber gebracht, aus welchem die damalige unglaubliche 
Hartnäckigkeit und Verblendung König Georg's erſichtlich iſt. Die 
ihm durch Oberſt v. Döring am 26. Juni überbrachten und vor⸗ 
geleſenen Bedingungen: 1) freier Abzug des Königs und Kron- 
prinzen mit angemeſſenem Gefolge und Gepäck, 2) Garantie des 
hannoverſchen Beſitzſtandes unter der Bedingung eines Allianzver⸗ 
trages u. ſ. w., ſind von ihm hartnäckig zurückgewieſen und Durch- 
zug mit der Armee nach Baiern (zur Fortſetzung des Krieges gegen 
Preußen) verlangt worden. Heute wollen die Anhänger des Kö- 
nige Georg natürlich dieſe Verblendung nicht zugeben und bringen 
die wunderliche Entſchuldigung, der Parlamentär Oberſt v. Döring 
habe dieſe Bedingungen zwar angeboten, aber zugleich erklärt, es 
ſel zu ſpät zur Annahme. Dleſe Behauptung iſt zu widerſinnig, 
als daß ſich irgend Jemand dadurch täuſchen laſſen könnte. — In⸗ 
mitten der verſchiedenen Strömungen, die fi in der franzöſiſchen 
Preſſe bei Beurtheilung der deutſchen Angelegenheiten wahrnehmen 
laſſen, gewinnen doch mehr und mehr auch unbefangene Anſchau⸗ 
gen Raum. So ſchreibt z. B. die „Patrie“: Der Proteſt des 
Prinzen Friedrich von Auguſtenburg iſt ein Akt des Aergers, ohne 
jede Bedeutung. Die Schleswig-Holfteiner wiſſen, daß ihre Wohl- 
fahrt von einem engen Anſchluß an Preußen bedingt iſt, und wenn 
die preußiſche Marine ihren Intereſſen den rechten Schutz gewährt, 
jo werden die Herzogthümer ſich zu den reichſten Gebieten Europa's 
entwickeln, deren glückliches Loos die Hanſeſtädte mit Neid erfüllen 
dürfte. — 

— Die Regierung wird dem Antrage auf Straffreiheit der 
Veröffentlichung der Reichstagsdebatten, welchen der Abg. Dr. Paur 
im Abgeordnetenhauſe eingebracht hat, ohne Weiteres zuſtimmen, 
dagegen aber der Diätenforderung widerſprechen. 

— Prinz Philipp von Hanau, der älteſte Sohn des Kur- 
fürften von Heſſen, iſt in öſterreichtſche Militärdienſte getreten und 
als Ober⸗Lieutenant in das Küraffier-Regiment Nr. 8 (bis vor 
Kurzem Prinz Karl von Preußen) eingereiht. 

— Von einem Korreſpondenten aus Brüſſel, der gut unter- 
richtet zu ſein verſichert, theilt die „A. A. Z.“ über die (angeblich 
am 29. Juli) von Frankreich an Preußen geſtellten, ſpäter fal- 
len gelaſſenen Kompenſationsanſprüche Folgendes mit: Die von 
Herrn Benedetti dem Berliner Kabinet gemachten Eröffnungen wur⸗ 
den motivirt durch die umfaſſenden Gebietövergrößerungen Preußens 
in Folge des Krieges und die daraus für Frankreich hervorgehenden 
Anſprüche auf eine billige Kompenjation. Als letztere wurde be- 
zeichnet: die Ausſchließung der bisher im deutſchen Bunde befind⸗ 


daß durch die Ungleichheit, 
. vuthunben 
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lich geweſenen Beſitzungen des F önigs der Niederlande von jedem 


innern ſtaats rechtlichen Verbande mit Deutſchland und der Verzicht 
Preußens auf das Beſatzungsrecht in Luxemburg; die Zurückgabe 
der im zweiten Pariſer Frieden von Frankreich an Preußen abge- 
tretenen Gebiete, welche Saarlduis, Saarbrücken und das Kohlen- 
becken in ſich begreifen; endlich die Abtretung der Provinzen Bal⸗ 
erns und Hefjen-Darmftadts auf dem linken Rheinufer, für welche 
die Souveräne der genannten Staaten in Deutſchland zu entſchä⸗ 
digen ſeien. 9 

— Seitens der oberen 


llitair Verwaltung iſt angeordnet 
daß den Offizieren der Land 


ee auf ihren Wunſch Gelegenheit 
geboten werden ſoll, ſich eine kenntniß von dem Marineweſen zu 
verſchaffen. Es find deshalb desfallſige Geſuche von Offizieren 
durch Verſetzung zum See-Batgillon nach Kiel möglichſt zu berüd- 
ſichtigen und nach Ablauf einer gewiſſen Zeitdauer Rückſichtsge⸗ 


ſuchen nichts in den Weg zu legen. Eine Beeinträchtigung in 


ihren Anclennetäts- und Avancementsverhältniſſen bei einer Rückver⸗ 
ſetzung findet nicht ſtatt. y 

— Der Erzbiſchof Graf Ledochowskt hat den gegenwärtigen 
Beſuch in Berlin ausdrücklich in der Abſicht unternommen, um Sr. 
Maj. dem Könige ſeine Huldigungen beim Jahreswechſel darzu⸗ 
bringen. Dem Prälaten wird am bieſigen Hofe um jo größere 
Aufmerkſamkeit zu Theil, als ſein bisheriges Wirken durchaus den 
günſtigen Erwartungen entſpricht, welche von demſelben von vorn 
herein nehegt worden. 

— Was die beiden im Abgeordnetenhauſe eingebrachten An- 
träge in Bezug auf den Reichstag, zur Berathung der Verfaſſung 
des norddeutſchen Bundes betrifft, jo dürfte, wie die „N. A. Z.“ 
vernimmt, die Regierung gegen das Verlangen, daß Berichte von 
den öffentlichen Sitzungen des Reichstages durch die Preſſe, injo- 
fern fie waheheltsgetreu erſtattet werden, von jeder Verantwortlich⸗ 
keit frei bleiben ſollen, keine Einwendung erheben, da es der Billig- 
keit gemäß iſt, daß die Beſtimmung, welche die preußiſche Ver⸗ 
faſſung in dieſer Hinſicht enthält, auch für das norddeutſche Par⸗ 
lament in Anwendung komme. Dagegen möchte wohl der andere, 
auf Bewilligung von Diäten und Reiſegeldern an die Mitglieder 
des Reichstages gerichtete Antrag noch zu näheren Erwägungen An- 
laß geben und nicht ohne Weiteres auf Zuſtimmung der Regierung 
zu rechnen haben, denn man darf annehmen, daß vor der Vor⸗ 
legung des Reichswahlgeſetzes dieſe Frage in reifliche Berathung ge- 
zogen worden iſt, und daß die Regierung nicht ohne die erheblich 
ſten Gründe ſich für das Wegfallen der Diäten entſchieden hat. 
Wenn übrigens in den Motiven * u letzterem Antrage geſagt wird, 

e in Folge der 1175 mehreren 
des norddeutſch des beſchloſſenen Diätenbewilligun 
„ in einem großen Theile] 0 0 ußiſchen Veites Wg 
ſtimmung und Unſicherheit bezüglich der nahe bevorſtehenden Wah⸗ 
len hervorgerufen ſeien, ſo iſt dies wohl nur eine zu Gunſten des 
Antrages gemachte Präſumtion. Wir wüßten nicht, bemerkt jenes 
Blatt, wo im Volke ſich deshalb eine Mißſtimmung kundgegeben 

ätte, 

; — Die auf den 4. Februar angeſetzte Verſammlung des Kgl. 
Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums iſt mit Rückſicht darauf, daß die 
Wahlen für den Reichstag am 12. Februar flattfinden, bis nach 
denſelben vertagt worden, und es wird der für das Zuſammen⸗ 
kommen anderweit gewählte Tag den Mitgliedern des Kollegiums 
binnen Kurzem bekannt gemacht werden. 

— Die Verhandlungen mit dem Fürſten von Thurn und 
Taxis wegen Ueberlaſſung ſeines Poſtmonopols an Preußen, wer- 
den nach der „N. A. Z.“ mit großer Anſtrengung betrieben, damit 
womöglich noch in dieſer Seſſion dem Landtage der hierüber abzu⸗ 
ſchließende Vertrag vorgelegt werden kann. Dem Vernehmen nach 
wird in den nächſten Tagen ein Bevollmächtigter des Fürſten hier 
eintreffen, und es wird gehofft, daß die Verhandlungen dann in 
kurzer Zeit zum Abſchluß gelangen werden. 

— Geſtern iſt an das Abgeordnetenhaus eine Petition, von 
den Bürgermeiſtern von Eſſen, Duisburg, Mülheim a d. R. und 
Oberhausen unterzeichnet, betreffend den Geſetzentwurf über Bau⸗ 
ten in den Städten und Dörfern, gelangt. Die Petenten, als die 
Gemeindevorftände von Städten, in welchen bei ſchnell wachſender 
Bevölkerung eine ungemein rege Bauthätigkeit herrſcht und in de⸗ 
nen das Bedürfniß zur Anlage neuer Straßen jährlich öfters her⸗ 
vortritt, find überzeugt von dem großen Bedürfniſſe eines ſolchen 
Geſetzes, wünſchen aber doch einige Abänderungen des Entwurfs. 
Ihr Petitum geht dahin: 

Das hohe Haus der Abgeordneten wolle dem Entwurfe eines 
Geſetzes, betreffend die Bauten in Städten und Dörfern, jeine ver⸗ 
fafjungsmäßige Zuſtimmung mit den Modifikationen geben, daß die 
§8. 1 und 5 wie folgt abgeändert werden: §. 1. Durch Gemeinde 
ſtatut kann feſigeſetzt werden, daß bei der Anlegung einer neuen, 
oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, wenn 
ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, ſo wie bei dem Anbau an ſchon 
vorhandene, bisher unbebaute Straßen und Straßentheile von den 
Unternehmern der neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigen- 
thümern, von letzteren, ſobald ſie ihre Grundſtücke bebauen, das 
zur Straßenanlage erforderliche Terrain und die dem Bedürfniſſe 
des Verkehrs entſprechende erſte Einrichtung der Straße beſchafft, 
fo wie deren zeitweiſe, höchſtens jedoch fünfjährige Unterhaltung, be- 
züglich der Beitrag und der Erſatz der hierzu erforderlichen Koſten 
geleiftet werde. Das Gemeindeſtatut hat die näheren Beſtimmun- 
gen innerhalb der Grenze obiger Vorſchriften feſtzuſetzen und bedarf 
der Beſtätigung durch die Bezirks⸗Regierung. §. 5. Im Uebrigen 
liegt die Beſtimmung der Fluchtlinſen der Straßen und Plätze, 
dem öffentlichen Bedürfniſſe entſprechend, den Ortspolizeibehörden 
nach vorgängiger Vernehmung des Gemeindevorſtandes ob. 

Königsberg i. Pr., 10. Januar. Der „K. H. Ztg.“ 
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Staa 


eitung. 


bend, den 12. Januar. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Spt 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
"für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 
—— — 


entnehmen wir Folgendes: In der letzten geheimen Sitzung ber 
Stadtverordneten hat der Vorſteher die Mittheilung gemacht, daß 
der neulich von der Verſammlung zum Oberbürgermeiſter hieſiger 
Stadt erwählte Geh. Reg.-Rath Kieſchke aus Berlin, wie er (der 
Vorſteher) erfahren habe, die Wahl angenommen, dabei aber von 
Neuem die Bedingung geſtellt habe, daß ihm als Gehalt ſtatt 3000 
Thlr. 4000 Thlr. jährlich bewilligt werden. Beſtätigt fi die 
Nachricht, ſo will der Vorſteher eine Sitzung anberaumen, in der, 
und zwar in geheimer Berathung, über die Gehaltsfrage entſchle / 
den werden ſoll. 

Stade, 10. Januar. Die Offiziere des vormaligen 4. 
Infanterie-Regiments und des 3. Artillerie-Bataillons haben ſämmt⸗ 
lich ihren Abſchied eingereicht und werden in preußiſche Armee ein 
treten. Nur wenige dürften um ihre Penfionirung nachſuchen. 

Kaſſel, 10. Januar. Prinz Wilhelm von Hanau, welcher 
feither das ſ. g. Fürſtenhaus am Wilhelmshöher Thor bewohnte, 
hat die Weiſung erhalten, dasſelbe zu räumen. 

Frankfurt a. M., 10. Januar. Bei der geftern auf 
dem Heiligenſtock (Wirthshaus zwiſchen der Friedberger Warte und 
Vilbel) abgehaltenen Kontrolverſammlung der kurheſſiſchen Reſer⸗ 
viſten und Landwehrleute aus den um Frankfurt liegenden Ort · 
ſchaften kam es unter den Anweſenden zu bedauerlichen Exzeſſen, 
die zu Thätlichkeiten gegen die Polizelmannſchaft ausarteten. Mit- 
telſt Knüttel und Meſſer kamen mehrfache Verwundungen vor. Zwei 
Kompagnien Infanterie und eine halbe Eskadron Dragoner eilten 
zur Stelle, woſelbſt jedoch nur noch wenige Reſerviſten, ſtark be ⸗ 
rauſcht, zurückgeblieben waren. Verhaftungen fanden mehrfach ſtakt. 
Die Unterſuchung iſt eingeleitet. 

Lübeck, 10. Januar. Am geſtrigen Abend um 8 Uhr hat 
eine Verſammlung von hieſigen Bürgern aller Stände in der gro- 
ßen Halle des Tivoli-Theaters ſtattgeſunden, zum Zweck der Be⸗ 
rathung der zu einem Anſchluſſe an den Zollverein nöthigen 
Schritte, ſo wie der Aufſtellung eines Kandidaten zum norddeut⸗ 
ſchen Parlament. Berufen ward dieſe Verſammlung durch ein 
Comité von vierzehn Mitgliedern, worunter ſich alle Diejenigen 
befinden, welche das Comité der hieſigen Plaphändler zum Behuf 
des Austritts aus der bisherigen Kaufmannſchaft bilden. Das 
Comité zeigte durch feinen Vorſitzenden E. Th. Dusge der Ver⸗ 
ſammlung an, daß ſämmtlichen Mitgliedern am geeignetſten er⸗ 


ſchienen ſei, eine an den Senat zu richtende Monftre-Petition für 


den Anſchluß an den norddeutſchen Zollverein mit zahlreichen Un⸗ 
terſchriften verſehen zu laſſen. Der Wortlaut der kurzen Petition 
ward darauf verleſen und mit 318 von ungefähr 400 Stimmen 
angenommen. Sodann wurde als zweiter Gegenſtand der Bera⸗ 
thung vom Vorſitzenden angezeigt, daß unter den bisher genannten 


Kandidaten für das norddeutſche Parlament Herr Gerichtsdirektor 
Görtz wohl als der geeignetſte zu betrachten wäre. 


Aus dieſem 
Grunde erlaube ſich das Comité ihn in Vorſchlag zu bringen. 
Die Anweſenden ſtimmten dem Volſchlage bei. 

Oldenburg, 9. Januar. In der Diätenfrage hat die 
Regierung die Initiative ergriffen und in einem Schreiben vom 4. 
d. Mts. den Landtag erſucht, ſich damit einverſtanden zu erklären, 


daß den Abgeordneten zum Parlament die verausgabten Transport⸗ 


koſten erſetzt und Tagegelder zu dem „für den Aufenthalt in Ber- 
ln mäßigen“ Satze von 4 Thlrn. bewilligt werden. — In einer 
heute ſtattgehabfen Verſammlung des ſüdlichen Wahlkreiſes wurde 
der geheime Miniſterialrath Buchholtz als Kandidat aufgeſtellt. 

; Ausland. 

Wien, 9. Januar. Aus Ungarn gehen ſehr bedenkliche 
Nachrichten ein über die Aufregung, welche das neue Wehrgejeh 
in allen Theilen des Landes hervorgebracht hat. Es ſoll zu be⸗ 
fürchten ſtehen, daß das Inslebentreten des Geſetzes ernſtliche Un⸗ 
ruhen veranlaſſen werde. Im Peſter Landtag rüſtet man ſich, 
energiſch dagegen zu proteſtiren. Wie es heißt, ſoll die Regte⸗ 
rung ſich dadurch bewogen finden, das Geſetz für Ungarn zu ſiſti⸗ 
ren. (?) — Neuerdings tauchen Gerüchte auf, daß Wien vollſtän⸗ 
dig mit Feſtungswerken umgeben werden ſoll und zwar ſollen, wie 
in Paris, detachirte Forts unſere Reſidenz gegen äußere (und 
innere) Feinde ſchützen. Die Schanzen in Floridsdorf ſollen dazu 
benutzt werden. Die Koſten ſollen durch die von Italien zu lei⸗ 
ſtende Entſchädigungs⸗Summe für Ueberlaſſung des Feſtungsvierecks 
(wohl nur zum Theil) gedeckt werden. — Geſtern wurden Frei⸗ 
herr v. Rothſchild und einer ſeiner Soͤhne als öſterreichiſche Un⸗ 
terthanen und Bürger von Wien beeidet. Wie es heißt, ſoll die 
Familie Rothſchild geſonnen ſein, ſich hier ein großes Familien⸗ 
Palais zu bauen. 

Paris, 9. Januar. (Poſt.) Der Kaifer und die Kaijerin 
fuhren geſtern Nachmittag in offener Kaleſche durch das Faubourg 
St. Antoine, wo Tags vorher wegen der zunehmenden Theuerung 
der Lebensmittel Ruheſtörungen Statt hatten. Der Tag der 
Seſſions⸗Eröffnung iſt noch immer nicht feſtgeſetzt; die Vorarbeiten 
im Staatsrathe, die Militär-Reorgantjation, das Budget und an- 
dere Vorlagen betr. ſind wenig vorgerückt. — Einſtweilen hatten 
die Haupt⸗Mitglieder der Oppoſition eine Beſprechung und kamen 
dahin überein, in ihren Reden oder Diekuſſtonen Ruhe, Zurück⸗ 
haltung und Beſcheidenheit zu beobachten, um fi, Angeſichts der 
zu verhandelnden wichtigen Fragen, den größtmöglichen Anhang zu 
ſichern. — Ein Agent des Hospodars iſt mit einer Miſſton für 
den Kaiſer in Paris eingetroffen. — Nach Berichten aus Italien 
mußte die Regierung Verſtärkungen nach Neapel ſchicken, wo Un- 
zufriedenheit und Agitation zunehmen. — Der „Abend⸗Moniteur“ 
ſagt an der Spitze ſeiner Wochen⸗Revue: Die europäiſche Preſſe 
ift einftimmig, den günſtigen Eindruck der Worte der Beſchwichtl. 
gung und der Eintracht des Kaiſers zu konſtatiren. — Der von 
der franzöſiſchen Regierung ausgeübte friedliche 
Unterpfand der öffentlichen Sicherheit, und Völker wie Fürſten 


Einfluß iſt ein 


er ii Uhr, ſowie verſchiedene Kleidungsſtücke entwendet, 
verhaftet. 

— In Folge der Ausdehnung, welche die Tollkrankheit unter 
den Hunden erlangt, find auch Seitens des Königlichen Landraths⸗ 
Amtes durch Erlaß vom 10. d. Mts. entsprechende Anordnungen 
zur Vermeidung einer weiteren Verbreitung der Krankhelt für 
ſämmtliche ländliche Ortſchaften des Randower Kreiſes getroffen 
werden. 

— Bei der geſtrigen Vorwahl zur Wahl der Vorſteher der 
Korporation der Kaufmannſchaft wurden zu Vorſtehern gewählt die 
Herren Kommerzien-Rath Brumm mit 61 Stimmen, Stahlberg mit 
49 St., Tieſſen mit 41 St. und Keil mit 38 St. Zu Stell- 
vertretern wurden gewählt die Herren Konſul Theune mit 60 St., 
H. G. Petſch mit 45 und v. Stade mit 37 St. Zu Rechnungs⸗ 
Abnahme⸗Kommiſſarien wurden erwählt die Herren C. F. W. Wal ⸗ 
ther, C. Braun, Allendorf, Carl Kanzow und Zlemſen. 

— In Stettin ſind die Lehrer Schapkowißß, Labs und Meper 
feſt angeſtellt. 

— In Alt⸗Doeberitz, Synode Regenwalde, iſt der Küſter und 
Schullehrer Teſch feſt angeſtellt worden. 

— Es ſcheint, als ob der ſchon mehrfach von uns genannte 
Kaufmann Oscar Wolff ſeine früheren Schwindelgeſchäfte auch 
neuerdings mit ungeſchwüchten Mitteln, ſelbſtredend vorzugswelſe 
unter unrichtigen Angaben über ſeine Verhältuiſſe, fortſetzt. Wir 
hören namentlich von einem neuen — allerdings nur durch eine 
Zufälligkeit mißlungenen — Verſuch des W., von einem auswär- 
mn Jabrikanteu Waaren unter falſchen Vorſpiegelungen zu be⸗ 
ziehen. 

Stargard, 12. Januar. Wie es heißt, beabſichtigt der 
Oberpräſident a. D. Freiherr Senfft v. Pilſach, auf Wunſch ſeiner 
Gemahlin, welche lange Jahre vor Eingehung ihrer zweiten Ehe 
> wohnte, feinen künftigen Wohnſitz hier in unſerer Stadt zu 
nehmen. 


Arbeitsſäle und drei Minuten danach werden die Thüren geſchloſſen. 
Wer ſpäter kommt, wird nicht mehr eingelaſſen und verliert feinen 
Tagelohn. Während des Tages darf Niemand das Arbeitszimmer 
verlaſſen, auch ſelbſt nicht, wenn die Maſchine ſtill ſteht. Das 
Sprechen iſt ſtreng verpönt. Wer gegen die vielfachen ſtrengen 
Regeln verſtößt, erleidet Lohnabzug. Ueber die moraliſchen Zu- 
fände in dieſen Fabriken mag ich mich nicht näher auslaſſen. So 
behandeln die Nankee-Induſtrlellen, die ſo laut nach hohen Zöllen 
und anderem Schutz für ihre Fabriken rufen, ihre Arbeiter; das 
iſt die Art, wie die aufgeklärten chriſtlichen „Philanthropen“, „Pa- 
trioten“ und „Reformatoren“, welche den „heiligen Krieg“ gegen 
die Neger-Sklaverei und die „Artſtokratie des Südens“ noch immer 
fortjegen zu müſſen behaupten, die Wohlfahrt und den Fortſchritt 
des Menſchengeſchlechts zu fördern ſuchen. Und dieſe herz- und 
gewiſſenloſe Klaſſe beherrſcht jetzt das Land! 

—:: pff 


Pommern. 


Stettin, 12. Januar. Der geſtrige Vortrag des Herrn Profeſſors 
Prutz begann mit einer Schilderung der Jugendgeſchichte des am 16. Fe⸗ 
bruar 1620 zu Berlin geborenen äfteften Sohnes Georg Wilhelms, 
Friedrich Wilhelms (von feinen Zeitgenoſſen der große . 
nannt), des eigentlichen Schöpfers und Gründers unſeres Staates. ie 
früheſten Lebensjahre deſſelben waren ſehr traurig, er wurde der damaligen 
Kriegsunruhen wegen in ſeinem achten Lebensjahre zuerſt nach dem Jagd⸗ 
ſchloſſe Letzlingen, dann nach Cuſtrin in Sicherheit gebracht und flüchtete 
1633 nach Stettin, der Reſidenz ſeines Vetters, des letzten Herzogs von 
Pommern. In dem Alter von 15 Jahren ging er auf ſeiner Bildungsreiſe 
zunächſt nach Holland, beſuchte die dortige berühmte Univerſität Leyden, ver⸗ 
ließ dieſelbe aber in Folge des Ausbruches der Peſt und begab ſich in das 
Kriegslager des tapferen Statthalters von Holland, Prinzen Friedrich Hein⸗ 
rich von Oranien. Er erwarb ſich bald die Freundſchaft dieſes vortrefflichen 
Mannes und legte dort in dem faſt vierjährigen Umgange mit dieſem, ſo⸗ 
wie mit ausgezeichneten Feldherren und Staatsmännern, den eigentlichen 
Grund zu ſeiner Bildung, wie er denn auch gleichzeitig Gelegenheit hatte, 
Holland als eins der blühendſten, mächtigſten Länder Europa's kennen zu 
lernen. Seinem Vater ſagte a ber intime Umgang, welchen Friedrich 
Wilhelm in dem republikaniſchen Holland angeknüpft, nicht zu, wes halb er 
denſelben 1638 zurück berief, in Folge deſſen dieſer auch nach Berlin zurück⸗ 
kehrte. Seine Einſetzung als Statthalter von Cleve, zu welchem Poſten er 
von den dortigen Ständen gewählt war, paßte dem damals allmächtigen, 
am Hofe des Vaters des Kurprinzen lebenden Schwarzenberg — der, um 
der Zukunft im Kaiſerlichen Intereſſe gewiß zu fade wünſchte, den jungen 
Prinzen an den Kaiſerlichen Hof nach Wien zu ſenden, damit er dort viel⸗ 
leicht zum Uebertritt zum Katholizismus bewogen werde, für welchen Fall 
ihm die Hand einer öͤſterreichiſchen Erzherzogin in Ausſicht geſtellt wurde — 
entſchieden nicht, und wurden die Stände deshalb abſchläglich beſchieden. 
Zur Feier der Rückkehr des Kurprinzen nach Berlin hatte Schwarzenberg 
ein glänzendes Feſtmahl veranſtaltet; unmittelbar nach dem Mahle erkrankten 
Vater und Sohn und man ſprach offen von einem durch Schwarzenberg 
angeſtifteten Vergiftungsverſuche. Nach der Geneſung begab ſich der Kur⸗ 
prinz mit ſeinem Vater nach Königsberg, wo er bis zu deſſen im Jahre 
1640 erfolgten Tode blieb. Je weiter Friedrich Wilhelm in die Jünglings⸗ 
jahre getreten war, deſto ſchärfer machte ſich der Gegenſatz bemerkbar, 
welcher in den Neigungen und Beſtrebungen zwiſchen ihm und ſeinem 
Vater beſtand. Zu dieſem angeborenen Gegenſatz kamen noch äußerliche 
Einflüfje, indem der junge Prinz ein entſchiedener Gegner der verderblichen 
Schwarzenbergſchen Politik, dagegen ein warmer Anhänger der ſogenannten 
ſchwediſchen, dem Proteſtantismus ergebenen Partei war, an deren Spitze 
am Kurfürftfichen Hofe die Kurfürſtin Anna ſtand. In ſeinem 20. Lebens⸗ 
jahre trat Friedrich Wilhelm die Regierung des Landes unter den aller⸗ 
ungünſtigſten Verhältniſſen an; alles, was der junge Fürſt vorfand, beſtand 
in dem verödeten, noch vom Feinde ak Lande nnd in einem auch gei⸗ 
ſtig ruinirten Volke. Wie eln zurücggekommener Kaufmann mußte er es 
verſuchen, ſich bei feiner vollſtändigen Machtlosigkeit von den kleinſten An⸗ 
fängen in die Höhe zu arbeiten, was er zunächſt nur auf diplomatiſchem 
Wege erreichen konnte. Seine erſte Aufgabe war, ſich zum Herrn im eige⸗ 
nen Hauſe zu machen und hierzu bedurfte es vorzugsweiſe der Schlauheit 
und Liſt dem gewiegten Diplomaten Schwarzenberg gegenüber. Schon am 
Tage nach dem Tode ſeines Vaters ſandte er ſeinen vertrauten Rath Wer⸗ 
ner v. d. Schulenburg an Schwarzenberg mit einem Schreiben, in dem er 
denſelben in allen ſeinen Aemtern und Würden beſtätigte und ihn ſeiner 
Huld und Gnade verſicherte, gleichzeitig aber ließ er den Befehlshabern von 
Cuſtrin und Peitz die Ordre zugehen, fernerhin einzig und allein nur 
feinen Befehlen Folge zu leiſten. Schwarzenber hatte genügende Ein⸗ 
ſicht, um beurtheilen zu können, daß er in dem V0 übrigen ürſten einen 
ihm gewachſenen Gegner gefunden, er zog ſich deshalb nach Spandau zu⸗ 
rück, woſelbſt er bald nachher am Schlagfluß farb. Das Volk glaubte 
übrigens nicht an ſeinen natürlichen Tod, ſondern behauptete, der Kurfürft 
habe heimlich Schwarzenberg köpfen laſſen. Friedrich Wilhelm ließ die 
Güter desſelben zu Gunſten des Landes konſisziren und gewährte nur ſchließ⸗ 
lich im Gnadenwege ſeinem flüchtigen Sohne eine Entſchädigung von 300 9% 
Nachdem die Gunſt des Schickſals den Kurfürſten von Schwarzenberg be⸗ 
freit, galt es nun, das Verhältniß zur Krone Polens zu regeln. Nur durch 
ſehr bedeutende Geldopfer und ſein perſönliches Erſcheinen am 15. Oktober 
1641 vor den verſammelten Reichsſtänden in Warſchau, bei welcher Gele⸗ 
genheit er mit der grözten Pracht auftrat, gelang es dem Kurfürſten, vom 
Könige von Polen die Belehnung von Preußen zu empfangen. Erſt durch 
den Frieden zu Oliva (1660) erfolgte die Aufhebung jenes Lehnsrechtes 
für alle Zeiten. In Folge feiner glänzenden Erſchemung bei der Be eh⸗ 
nung bot König Johann Caſimir von Polen dem Kurfürſten die Hand ſei⸗ 
ner Tochter an, dieſer war aber zu ſtolz, um durch die Hand einer pol⸗ 
niſchen Königstochter zur Macht zu gelangen, er lehnte das Anerbieten des⸗ 
halb höflich unter dem Bemerken ab: er habe nur eine Braut, nämlich: 
Brandenburg“, könne auch noch gar nicht daran denken, zu heirathen. Im Jahre 
— gina er, nachdem ſich das ſchwediſche Heirathsprojekt zerſchlagen, mit 
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wünſchen aufrichtig, daß, dem Wunſche Sr. Maj. entſprechend, die 
Weltausſtellung dazu beitrage, die Leidenſchaften zu ſtillen und die 
Intereſſen zu nähern. Der „Moniteur“ ſpricht dann, auf Rom 
übergehend, die Ueberzeugung aus, daß, Dank der beiderſeitigen 
verſöhnlichen Geſinnungen, die Verhandlungen zwiſchen Florenz 
und dem heiligen Stuhl von Erfolg ſein werden. Bereits, fügt er 
an, iſt man über die meiſten ſtreitigen Punkte einig und es blei- 
ben nur noch Formfragen zu regeln, über welche man ein baldi⸗ 
ges Einverſtändniß hoffen kann. Ein glückliches Symptom ſteht 
der „Moniteur“ ferner in der Herſtellung der guten Beziehungen 
zwiſchen Oeſterreich und Italien, deren Souveräne zum neuen 
Jahre telegraphiſche Glückwünſche austauſchten. 

— Der Kaiſer, ſagt man, ſoll trotz der Sicherheit, mit wel- 
cher der Minifter des Innern bisher alle partlalen Wahlen zu 
leiten verſtanden, demſelben doch letzten Sonnabend einige bittere 
Wahrheiten zu hören gegeben haben, die natürlich — wahrſchein⸗ 
lich übertrieben — in den betreffenden Kreiſen von Bureau zu 
Bureau und von Mund zu Mund wandern. Sie erinnern Sich, 
daß ſchon ſeit längerer Zeit von der Verſetzung des Präfekten von 
Marſeille in den Ruheſtand geſprochen wurde, dennoch konnte ſich 
Napoleon III. nicht dazu verſtehen, Herrn v. Maupas ſo ohne 
Weiteres zu entlaſſen, und erſt nachdem man ihm wiederholt ver⸗ 
ſichert hatte, der Senator ſei krank, ja, er liege faſt im Sterben, 
entſchloß ſich der Kaiſer, jenes Dekret zu unterzeichnen. Aehnli⸗ 
ches war mit dem Präfekten der Charente, Inferieure, Hrn. Lepice, 
der Fall, gegen den, wie Ihnen gemeldet, der Marine-Minifter 
alle Minen ſpringen ließ. Bei Unterzeichnung des qu. Dekretes 
wurde verſichert, daß für den entlaſſenen Beamten eine paſſende 
Kompenſation vorhanden ſei. Wie ſich nun aber nachträglich her- 
ausſtellt, iſt weder Herr v. Maupas todtkrank, noch eine Kompen- 
ſation für Herrn Lepic bereit. Der Kaiſer aber, der nichts weni- 
ger leiden mag, als ſo gegen ſeinen Willen zu Schritten verleltet 
zu werden, die ihm von Anfang an nicht zugejagt, ſoll ſeinem Un⸗ 
willen ziemlich lebhaft Luft gemacht haben. Dabei beſtätigt ſich immer 
mehr und mehr die beſondere Gunſt, in der augenblicklich Graf 
Walewskt beim Kaiſer Napoleon ſteht. Nicht nur, daß die Kaiſe⸗ 
rin ſtets bemüht iſt, ihn in den Vordergrund zu ſchleben, weil er 
nicht wie Rouher ihre Pilgerfahrt nach Rom zu vereiteln bemüht 
war, ſondern auch der Kaiſer felbft hält große Stücke auf den 
Präſtdenten des geſetzgebenden Körpers. Graf Walewski ſoll näm- 
lich vor Ausbruch des deutſchen Krieges im vorigen Jahre, entge⸗ 
gen der allgemeinen Meinung, ſtets der Anſicht geweſen ſein, daß 
Preußen ſiegen werde, und habe auch, wie man hinzufügt, dieſe 
ſeine Meinung in einer beſonderen Denkſchrift ſeiner Zeit jo 
gründlich motivirt, daß der Kaijer, als die Ereignifje dem Grafen 
Recht gaben, von da angefangen habe, ihn günſtiger zu beurtheilen, 
denn je zuvor. 

London, 9. Januar. Unter den Verheerungen, welche 
die Stürme der letzten Tage an der Küſte angeichtet haben, iſt 
als ein beſonders trauriger Fall der Untergang des Dampfſchiffes 
„Falcon“ hervorzuheben. Auf der Fahrt von Glasgow nach Lon⸗ 
donderry rannte es in finſterer Nacht auf eine Klippe an der 
Südweſtſpitze der Halbinſel Kintyre feſt. Die Boote wurden her- 
abgelaſſen, aber die Fluth verſchlang fie. Darauf ſtiegen der Ka- 
pitän, der zweite Steuermann und ein Heizer in das Rettungsboot 
und arbeiteten ſich durch furchtbaren Wogenſchwall hinüber nach 
der Inſel Jslay. Die übrige Mannſchaft (20 Köpfe) und die 
Paſſaglere (deren Zahl zwiſchen 16 und 40 angegeben wird) über- 
ließ der pflicht- und ehrvergeſſene Kapitän ihrem Schickſale: das 
Schiff riß ſich los von der Klippe, trieb ins offene Meer hinein, 
füllte ſich mit Waſſer, ſank und über ihm ſchlugen die Wogen zu- 
ſammen. 

Rom, 5. Januar. Der Papſt zeigte ſich bei den Neu- 
jahrs⸗Gratulationen allen, die in feine Nähe kamen, jo voll Er- 
gebung und Feſtigkeit, wie gefaßt auf eine Kataſtrophe, die trotz 
aller Unterhandlungen Tonello's unvermeidlich ſcheint und vom 
Papſte ſelber bei den offiziellen Beſuchen angedeutet wurde. Im 
Vatikan iſt er der fleißigſte Zeitungsleſer. Es machte ihm einen 
tiefen Eindruck, in einem liberalen italteniſchen Blatte zu finden, 
die Fremdentruppen würden nach einmal ausgebrochener Uneinigkeit 
an den verſchiedenartigen Elementen ihrer Zuſammenſetzung und an 
dem Kampfe mit dem Volke ſchnell untergehen: er wollte dem ihm 
beglückwünſchenden Offizterlorps dieſe Anſicht nicht vorenthalten. 
Doch geſchah es mit der freundlichen Bemerkung, er habe nie an 
ihrem guten Willen und ihrer Treue gezweifelt. Aus der belgiſchen 
und franzöſiſchen Ariſtokratie meldeten fi) mehrere Leute, die von 
Neujahr ab unter der päſtlichen Fahne zu dienen wünſchten, doch 
der h. Vater ließ ihnen danken. Mit der Feſtnahme eines Emiſſärs 
der Altionspartei, Montanucci aus Bolſena, der einen Brief eines 
Herrn Pagliacci aus Viterbo, jetzt in Florenz, an die hleſigen Pa- 
trioten bei ſich trug, hat es ſeine Richtigkeit, eben jo mit den An- 
deutungen, welche der Papſt ſeinem Offizierkorps davon machte. 
Eine Menge von Verhaftungen ſind ſeitdem vorgekommen. Seit 
3 Uhr Nachmittags durchziehen ſtarke Patrouillen die Straßen, weil 
dunkle Gerüchte von einer auf dieſen Abend angeſetzten regierungs- 
feindlichen Demonſtration umlaufen. Es wäre leicht, auch die 
ſchlimmſte zu improviſtren, denn in der Vigilie des Epiphanlasfeſtes 
iſt nach altem Brauch ganz Rom auf den Füßen. 

Newyork, 8. Januar. Da ſeit Jahren fo viel über das 
Unrecht der Negerſklaverei geſchrieben, gepredigt und geſprochen 
wird, dürfte es doch wohl an der Zeit ſein, einen Blick auf die 
weißen Sklaven, auf die Zuſtände zu werfen, wie ſie in den 
großartigen Etabliſſements der reichen Fabrikherren und Fabrik 
Korporationen Altenglands beſtehen, die jetzt die Geſchicke der 
Union lenken. Da findet man denn, daß, während dieſe Fabriken 
ihren Aktienbeſitzern jährliche Dividenden von 50 bis 100 pCt. 
abwerfen, die Arbeiter, namentlich aber die Arbeiterinnen, die 
jaͤmmerlichſte Bezahlung und Behandlung trotz ihrer Ueberanſtren⸗ 
gung erhalten. Der wöchentliche Lohn der letzteren für 11 Ar- 
beitsſtunden (früher waren es 14) beträgt etwa 5 Doll., wogegen 
fie für Logis und ſelbſtverſtändlich nur ſehr karges und ſchlechtes 
Eſſen 3 Doll. zu zahlen haben. Die Zimmer, in denen ſtets 36 
Mädchen zuſammen ſchlafen, werden nur alle 14 Tagen gereinigt, 
die Betten alle vier Wochen überzogen und wöchentlich für dieſe 
36 Stubengenoſſen nur 2 Handtücher verabreicht. Das Gas wird des 
Morgens nicht vor 6 ½ Uhr angezündet, die Arbeit beginnt um 7 Uhr, 
die Zwiſchenzeit iſt zum Anziehen, Waſchen, Haar- und Bettmachen und 
Frühſtücken beſtimmt. Drei Schläge auf die Glocke rufen in dle 


Vermiſchtes. 

— In der badiſchen Reſidenz macht ein Diamantendiebſtahl 
viel Aufſehen. Es ſtellt fi heraus, daß ſeit Jahren dle verliehe- 
nen badiſchen Orden mit Brillanten verfälſcht waren und daß ſie 
nur Glas enthielten. Eine Unterſuchung iſt im Lauf, ein Ange- 
ſtellter ſuspendirt. 

— In Prag ſind vor einigen Tagen ein paar Könige arre- 
tirt worden. Vor dem Feſte der heiligen drei Könige durchziehen 
alljährlich viele Knaben, als Könige aus dem Morgenlande koſtü⸗ 
mirt, die Stadt, um für Geſänge ſich ein Feiertagsgeſchenk zu er⸗ 
bitten. Dabei kommt es nun auch vor, daß die drei Könige mit- 
unter Sachen mitgehen laſſen, die ihnen nicht geboten wurden. So 
wurde auch dieſes Mal auf der Prager Neuſtadt ein Melchlor 
wegen Diebſtahls an Wäſchſtücken arretirt, und in der Teyngaſſe 
führte einen kleinen Balthaſar ſein „Stern“ hinter Schloß und 
Rlegel, weil er ein Bett mitgehen geheißen. 


Neueſte Nachrichten. 

Köln, 11. Januar, Nachmittags. Bei der beute fortgeſetz⸗ 
ten Ziehung der Dombau⸗Lotterie fiel ein Hauptgewinn von 10,000 
Thlrn. auf Nr. 196,610; Gewinne von 2000 Thlrn. auf 98,862 
und 243,557; von 1000 Thlrn. auf 98,136, 111,171 und 
335,136. 

Petersburg, 11. Januar, Abends. Der Kozlow⸗Woro⸗ 
neſch-Eiſenbahn-Geſellſchaft iſt die Emiſſton von Obligationen zur 
Höhe von 5 Millionen Thaler preußiſch geſtattet worden. 

Die Regierung garantirt 5 pEt. Zinſen bei einem Tilgungs- 
fonds von 14, pCt. 

Das ruſſiſche Staatskontrolſyſtem iſt in dem Königreich Polen 
eingeführt. 


— —— 

Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 
Berlin, 12. Januar. Abgeordnetenhaus. Berathung 
der Abänderung des Artikels 69 der Berfafjungs-Urkunde, Der 
Geſetz-Entwurf wird in zweiter Leſung mit allen gegen drei Stimmen 
angenommen. 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 12. Januar. Witterung: klare Luft. Temperatur ＋ 19, 
Nachts — 3 R. Wind: SW. 
Fe An ſchleht ken : 80 
Welzen etwas niedriger, iet ſeſter, loco pr. 8öpfd. gelber 80 
bis 88 & bez., weißer 88—89 S bez., 483—80pfb. gelber Pruthabr 
87%, 87, 87 ½ . bez. u. Gd., Mai⸗Juni 88, 87%, Ag bez. u. Gd. 
S Sen niedriger, pr. 2000 Bid, loco 56—56%, bez., Januar 
54 9% Gd. dae 1 55 ½ 55%, bez. u. Gd. Mai⸗Juni 56, 557, 
* bez., Junk⸗Juli 56%, % Br., Juli-Auguſt 56%, 9% Br. 
ft 4050 ER 1 = 9 49—50%½ „ bez., Frühj. 69—Topfd. 
eſ. r., 49%, 5 
1 gelen ge 29555 0% r bes, 47. -Scp. Sullabe 
? ez. u. Br., Gd. 
Erbſen loco 54—60 % bez., Frühjahr Sutter. oa , Br 
Rübol wenig verändert, loco 11% % Br., Januar 11% 32 Br., 
A bo. ra 12, 11½ & bez., April⸗Mai 12%, & Br., 12% 
ez. u. Gd. 
Spiritus behauptet, loco ohne Faß 161¼ bez., 161 
Re e, Beihjahe 10.2 A ac u. Br, Wal- Jun wege 
andmark 
Weizen 78 —88 , Roggen 55—57 , Gerſte 47—49 „Erbſen 
ee: per 25 Schffl., Hafer 25 5 Kg. per 26 Sit. Bash — 
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Berlin, 12. Januar, 2 Uhr 1 Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
84% bez. Staats-Anleihe 4½ %, 98% bez. Berlin⸗Stettiner Alen beön⸗ 
Aktien 135%, bez. Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Aktien 941, Br. Oeſterr. 
National-Anleihe 62%, bez. Pomm. Pfandbriefe 83%, Br. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn⸗ Aktien 175 bez. Wien 2 Mt. 75% bez. London 3 Mt. 6. 
21% bez. Paris 2 Mt. 80%, bez. Hamburg 2 Mt. 150, bez. Mecklenb. 
Eifenbahn-Atien 787 bez. Ruff, Prämien⸗Anleihe 85 Ur. Muff. Bank. 
noten 82 bez. Amerikaner 6%, 76% bez. 


enriette von Oranien ein Ehebündniß ein. Endlich 1648 kam das 
große, den 30jährigen Krieg beendende Friedenswerk zu Stande; Deutſch⸗ 
and war das Land, an dem ur überall ſchadlos zu halten juchte, und 
durch jenen Frieden wurden 1900 Quadratmeilen mit ca. 4½ Millionen 
Einwohner vom deutſchen Reiche losgeriſſen, wobei vor Allem Frankreich 
und Schweden ſich angemeſſen zu entſchädigen ſuchten. Schon das damalige 
Beſtreben des völlig macht und waffenloſen Kurfürſten zeigt, daß er, ftets 
auf die Vergrößerung Brandenburgs ernſtlich bedacht, der Mann des Jahr⸗ 
hunderts war. Fr. Wilhelm mußte ſich indeſſen zu einer Theilung Pom⸗ 
merns entſchließen. Durch den weſiphäliſchen Frieden erhielt Schweden 
den zwar kleinſten, aber doch geſegnetſten und fruchtbarſten Theil Pommerns, 
der Kurfürſt dagegen Hinterpommern und als Entſchädigung für den abge⸗ 
tretenen Theil die Bisthümer Halberſtadt und Minden, ſowie die Anwart⸗ 
ſchaft auf das Bisthum Magdeburg, ſo daß auf dieſe Weiſe mindeſtens ein 
Verbindungsglied des Haupt- und Mutterlandes mit den Cleveſchen Lan⸗ 
den hergeſtellt war. Dies waren die Erfolge der erſten diplomatiſchen 
Kunſt des großen Kurfürſten, durch die er ſelbſt noch mit einigem Gewinn 
aus den Verwickelungen des 30 jährigen Krieges hervorging. 


— Das durch Todesfall erledigte Dlakonat an der hleſigen 
Schloßkirche iſt zum 1. Januar 1868 wieder zu beſetzen. — Der 
bisherige Konrektor Lüdecke iſt zum dritten Prediger in Neuſtettin 
und zum Seelſorger an der dortigen Landarmen-Anſtalt und der 
bisherige Predigtamts-Kandidat Harniſch zum Paſtor in Raths- 
Damnitz, Synode Kolziglow, in Stelle des zum 1. Oktober v. J. 
emeritirten, inzwiſchen bereits verſtorbenen Paſtors Schweitzer er⸗ 
wählt worden. 5 

— In der Nacht zum 11. d. Mis. wurden von verſchiedenen 
Häuſern in Grabow Zinkrohre gewaltſam abgebrochen und ent- 
wendet. - 

— Geſtern Abend wurde der bei dem Handſchuhmacher Well: 
huſen hierſelbſt in Arbeit ſtehende Geſelle Klebſch, welcher feinen 


Amſterdam, 11. Januar. Getreidemarkt. (Schluß bericht). Getreibe- 
markt bel unverändert und ſtill. Rapps pr. April au Rübol pr. 


